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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Nach dem Nationalrat nahm im Herbst 2016 auch der Ständerat eine Motion der RK-NR
für einheitliche Bestimmungen zum Strafvollzug bei gefährlichen Tätern an. Die
Minderheit der vorberatenden RK-SR, bestehend aus Daniel Jositsch (sp, ZH), Robert
Cramer (gp, GE) und Thomas Minder (parteilos, SH) konnte – mit Hilfe eines flammenden
Plädoyers von Karin Keller-Sutter (fdp, SG) – eine Ratsmehrheit von 28 zu 14 Stimmen
davon überzeugen, dass mit der Überweisung dieses Vorstosses ein Beitrag an die
öffentliche Sicherheit geleistet werden kann. Damit ist der Bund beauftragt, Kriterien
und Mindeststandards für den Umgang mit gefährlichen Tätern festzulegen. 1

MOTION
DATUM: 29.09.2016
KARIN FRICK

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH)
Mindeststrafen bei sexuellen Handlungen gegenüber Kindern unter 16 Jahren
einführen, um diese Straftaten härter zu bestrafen. Zusätzlich sollten die einschlägigen
Strafdrohungen zwischen Taten gegenüber Jugendlichen unter 16 Jahren und Kindern
unter 12 Jahren differenzieren. Die RK-SR gab der parlamentarischen Initiative im
August 2016 mit 7 zu 5 Stimmen Folge. Die nationalrätliche Schwesterkommission tat es
ihr im April 2017 gleich und hiess die Initiative mit 16 zu 6 Stimmen ebenfalls gut. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.04.2017
KARIN FRICK

Den Antrag einer Minderheit der RK-NR – im Rahmen der Umsetzung einer
parlamentarischen Initiative Lang (al, ZG) – Art. 293 StGB betreffend die
Veröffentlichung amtlicher geheimer Verhandlungen zu streichen, unterstützte im
Nationalrat in der Frühjahrssession 2017 einzig die SP-Fraktion. Die SP-Vertreterinnen
und -Vertreter hatten argumentiert, dass eine Streichung des Artikels die
Medienfreiheit stärken würde. Alle anderen Fraktionen – und damit eine klare
Ratsmehrheit – stellten sich hinter den Vorschlag der Kommissionsmehrheit, den
Artikel bloss abzuändern und ihn EGMR-konform zu gestalten. Auch Bundesrätin
Simonetta Sommaruga sprach sich inzwischen für den Vorschlag der
Kommissionsmehrheit aus, nachdem der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom
September 2019 noch keine klare Position bezogen hatte. In der Gesamtabstimmung
nahm der Nationalrat die Vorlage einstimmig bei einer Enthaltung an.
Kontroverser diskutiert wurde das Geschäft in der Sommersession im Ständerat. Ein
Antrag der Minderheit um Ständerat Jositsch (sp, ZH) zur Streichung des Artikels blieb
aber ebenso erfolglos (abgelehnt mit 29 zu 15 Stimmen) wie der Versuch vonseiten SVP
und FDP, die Vorlage in der Gesamtabstimmung noch zu kippen (angenommen mit 32
zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung).
In den Schlussabstimmungen verabschiedeten der Nationalrat einstimmig und der
Ständerat mit 34 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen den angepassten Art. 293 StGB. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2017
ELIA HEER

Indem eine Landesverweisung in jedem Fall von einem Strafgericht ausgesprochen
werden müsse, bei der Anwendung der Härtefallklausel jedoch teilweise das
Strafbefehlsverfahren angewandt werde, böten die Bestimmungen über die
strafrechtliche Landesverweisung einen verfahrensökonomischen Anreiz, die
Härtefallklausel anzuwenden und auf einen Landesverweis zu verzichten. So begründete
Ständerat Philipp Müller (fdp, AG) seine Motion, mit der er den Bundesrat beauftragen
wollte, die entsprechenden Bestimmungen anzupassen, um den konsequenten Vollzug
von Landesverweisungen sicherzustellen. Der Bundesrat begrüsste die offene
Formulierung des Vorstosses und erklärte sich bereit, künftig als sich notwendig
erweisende Anpassungen vorzunehmen, sollte sich abzeichnen, dass der Wille des
Gesetzgebers in der Praxis nicht umgesetzt werde. Der Ständerat lehnte in der
Herbstsession 2018 zuerst einen Ordnungsantrag Jositsch (sp, ZH) ab, der die Motion
der Kommission zur Vorberatung zuweisen wollte, damit diese die Forderung im
Zusammenhang mit der Revision der Strafprozessordnung beraten könnte. Die
Ratsmehrheit sah eine solche Vorgehensweise nicht als zweckmässig an und wollte sich
direkt zum Anliegen der Motion äussern, die schliesslich oppositionslos angenommen
wurde. 4

MOTION
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK
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Nachdem die RK-SR Vertretungen der Kantone, der Strafverfolgungsbehörden, der
Richterinnen und Richter, der Anwältinnen und Anwälte, der Polizeibeamtenschaft
sowie Strafrechtsexpertinnen und -experten zum StGB-Revisionsprojekt
«Harmonisierung der Strafrahmen» angehört hatte, befürwortete sie grundsätzlich den
Handlungsbedarf. Aufgrund der in den Anhörungen verbreitet geäusserten Kritik
entschied sich die Kommission jedoch dafür, die Vorberatung der Vorlage zunächst
einer Subkommission anzuvertrauen. Diese soll sich insbesondere auch mit den
zahlreichen hängigen parlamentarischen Initiativen und Vorstössen zum Umgang mit
Delikten gegen die sexuelle Integrität sowie zur Gewalt und Drohung gegen Behörden
und Beamte beschäftigen, deren Umsetzung die Kommission in die Harmonisierung der
Strafrahmen integrieren möchte. Wie die NZZ berichtete, gehörten dieser
Subkommission die drei Juristen Daniel Jositsch (sp, ZH), Andrea Caroni (fdp, AR) und
Beat Rieder (cvp, VS) an. Sie müssten die Vorlage neu aufgleisen, denn in den
Anhörungen der Kommission habe sich gezeigt, dass der vorliegende Entwurf ein
«Rohrkrepierer» sei. Die Hauptkritikpunkte waren gemäss der NZZ, dass die Erhöhung
der Mindeststrafen erstens nicht die besonders brutalen oder rücksichtslosen
Täterinnen und Täter treffe, die in der Öffentlichkeit für Empörung sorgten, sondern
jene, deren Verschulden am geringsten sei. Zweitens führe die Erhöhung der
Mindeststrafen zu ungerechten Ergebnissen, da der richterliche Handlungsspielraum
bei besonders leichten Fällen eingeschränkt werde. Drittens hänge die Glaubwürdigkeit
der Justiz weniger von der Höhe der Mindeststrafen als vielmehr vom Prozessrecht ab,
das festlege, wie schnell auf eine Tat reagiert und die Täterschaft zur Rechenschaft
gezogen werden könne. Schliesslich sei die Revision nicht kohärent, da die Kriterien,
nach denen die Mindeststrafen der einzelnen Delikte neu definiert würden, nicht
ersichtlich seien. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.01.2019
KARIN FRICK

Gleichzeitig mit den Standesinitiativen 14.301 und 14.311 verlängerte der Ständerat in
der Sommersession 2019 stillschweigend die Behandlungsfrist für die parlamentarische
Initiative Jositsch (sp, ZH) für Mindeststrafen bei sexuellen Handlungen gegenüber
Kindern unter 16 Jahren. Die geforderten Anpassungen am Besonderen Teil des
Strafgesetzbuches sollen im Rahmen der hängigen Vorlage zur
Strafrahmenharmonisierung geprüft werden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2019
KARIN FRICK
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